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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 
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Nr. 40 Ausgegeben Danzig, den 29. Mai 1934 
Inhalt: Dritte Verordnung zum Schutze des Einzelhandels S. 315 
Verordnung über den Befähigungsnachweis der Schiffer für Binnenſchiffe es S. 315 
Verordnung über die Vornahme von ſtatiſtiſchen Erhebungen über die Schweinebeſtände S. 316 
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122 Dritte Verordnung 


zum Schutze des Einzelhandels. 
Vom 25. Mai 1934. 


Auf Grund des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. 
S. 273) $ 1, Ziffer 70 und § 2 wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 N 
Die Verordnung zum Schutze des Einzelhandels vom 3. Oktober 1933 (G. Bl. S. 485) in der 
Faſſung der Zweiten Verordnung zum Schutze des Einzelhandels vom 22. Februar 1934 (G. Bl. 
S. 63) wird dahin geändert: — —e— 
In Art. 1, § 1 werden in Abf. 1 die Worte „1. Juni 1934“ erſetzt durch „1. Auguſt 1934“, 


82 Wr 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 25. Mai 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiereinski⸗Keiſer 


123 Verordnung 
über den Befähigungsnachweis der Schiffer für Binnenſchiffe. 
Vom 19. April 1934. 

Auf Grund des § 1, Ziff. 9 und 89 ſowie des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volt 
und Staat vom 24. Suni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie auf Grund des § 132 des Geſetzes betreffend 
die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 868) wird 
folgendes verordnet. 407 1 da 

8 1 | g BG 

Binnenſchiff im Sinne dieſer Verordnung iſt jedes dem Verkehr auf Binnenwaſſerſtraßen dienende 
Fahrzeug von über 10 m Länge, das zur Beförderung von Fahrgäſten und Laſten beſtimmt iſt. Als 
Binnenſchiffe im Sinne dieſer Verordnung gelten nicht Sport⸗ und Luſtfahrzeuge. 


8 2 
Der Führer eines ſolchen Fahrzeuges (Schiffer) muß im Beſitze eines Befähigungsnachweiſes ſein. 
Der Befähigungsnachweis wird vom Senat nach Maßgabe noch zu erlaſſender Beſtimmungen erteilt; 
der Senat kann bis zum Erlaß dieſer Beſtimmungen vorläufige Befähigungsnachweiſe erteilen. Der 
Befähigungsnachweis kann zurückgezogen werden, wenn Tatſachen vorliegen, die die Ungeeignetheit 
des Führers dartun. 8 120 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (G. S. S. 237) findet keine Anwendung. 


8 3 a : 
Die Führer von Fahrzeugen im Sinne des § 1, die nur durch Treideln oder Staken fortbewegt 
werden, bedürfen eines Befähigungsnachweiſes nicht. | 


| 


(Achter Tag nach Ablauf des Au3gabetages: 6. 6. 1934.) 
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§ 4 


Wer, ohne im Belize eines nach dieſer Verordnung erforderlichen Befähigungsnachweiſes zu fein, 
ein Schiff führt oder als Schiffseigner durch eigne Perſon ohne dieſen Befähigungsnachweis ein Schiff 
führen läßt, wird mit Gefängnis bis zu 600, — Gulden oder mit Gefängnis bis zu 3 Monaten beſtraft. 

§ 5 
Der Senat kann Ausnahmen von dieſer Verordnung zulaſſen. 


Ss 6 
Der Senat wird ermächtigt zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung Redtsverord- 
nungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


: 87 
Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 19. April 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


124 Verordnung 
über die Vornahme von ſtatiſtiſchen Erhebungen über die Schweinebeſtände. 
N Vom 28. Mai 1934. 

Auf Grund des § 3 des Geſetzes betreffend die Vornahme regelmäßiger Erhebungen im Bereiche 
der Landwirtſchaft der Freien Stadt Danzig vom 13. März 1925 (G. Bl. S. 75) ſowie auf Grund 
des § 1 Ziff. 68, 89 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 
(G. Bl. S. 273) wird folgendes verordnet: 

8 1 ; 

Am 1. Juni jeden Jahres findet im ganzen Staatsgebiete eine Erhebung über die Beſtände an 
Schweinen ſtatt. Fällt der 1. Juni auf einen Sonn⸗ oder geſetzlichen Feiertag oder auf einen Markt⸗ 
tag, ſo erfolgt die Erhebung an dem auf den 1. Juni nächſtfolgenden Werktag. 

8 2 

Die Erhebung erſtreckt ſich auf alle Schweinehaltungen. Die Fragen, die hierbei geſtellt werden, 
dürfen ſich beziehen auf den Perſonenſtand des Schweinehalters, ſeine beruflichen Verhältniſſe, die 
Größe und Bewirtſchaftungsverhältniſſe ſeines gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Unternehmens 
ſowie auf alle vom Standpunkt der Schweinezucht und Schweinehaltung wichtigen Tatſachen. 

§ 3 
Das Statiſtiſche Landesamt leitet und beaufſichtigt die Durchführung der Erhebung; ihm obliegt 
auch die Bearbeitung und ſtatiſtiſche Auswertung des Zählſtoffes ſowie die etwaige Veröffentlichung 
der Erhebungsergebniſſe. 
: 8 4 
Die Erhebung geſchieht mittels vom Statiſtiſchen Landesamt zu liefernder Sammelliſten durch die 


Ortsbehörden (in der Stadt Danzig und Zoppot durch die Polizeireviere). Die Schweinehalter ſind 


verpflichtet, die für die Ausfüllung der Sammelliſten erforderlichen Angaben zu machen und den mit 


der Erhebung Beauftragten jede ſachdienliche Auskunft zu erteilen. 


§ 5 
Die Ortsbehörden und deren Beauftragte haben die ihnen zugehenden Sammelliſten nach Maß⸗ 


gabe der vom Statiſtiſchen Landesamt zu erteilenden Weiſungen gewiſſenhaft auszufüllen, aufzurechnen 


und, mit der Beſcheinigung verſehen, daß die Angaben aller dazu Verpflichteten darin enthalten ſind, 


bis ſpäteſtens zum 10. Juni jeden Jahres an das Statiſtiſche Landesamt zurückzureichen. Werden die 


Liſten nicht friſtgemäß eingereicht, ſo erfolgt die Abholung der Liſten auf Koſten der Ortsbehörde 
durch Beauftragte der zuſtändigen Aufſichtsbehörde. 


§ 6 . 

Die in den Sammelliſten enthaltenen, die einzelne Schweinehaltung betreffenden Angaben dürfen 

für ſteuerliche Zwecke nicht verwendet werden; auch haben alle an der Erhebung beteiligten Perſonen 
und Behörden über die vorbezeichneten Angaben das Amtsgeheimnis zu wahren. 


i 
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8 7 
§ 6 des Geſetzes betreffend Vornahme regelmäßiger Erhebungen im Bereiche der Landwirtſchaft 
in der Freien Stadt Danzig vom 13. 3. 1925 findet ſinngemäße Anwendung. 
8 8 
Wer vorſätzlich die Angaben, zu denen er verpflichtet iſt, überhaupt nicht oder wiſſentlich unrichtig 
oder unvollſtändig macht, wird nach § 8 des Geſetzes vom 13. 3. 1925 mit Gefängnis bis zu 6 Mo⸗ 
naten und mit Geldſtrafe bis zu 12 000 — zwölftauſend — Gulden oder mit einer dieſer Strafen be- 
ſtraft. 
§ 9 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 28. Mai 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
v. Wnuck Dr. Hoppenrath 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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